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Die Schwarz-Gruppe, Mutterge-
sellschaft von Lidl und Kaufland,
investiert elf Milliarden Euro in
ein neues Rechenzentrum in Lüb-
benau im brandenburgischen
Spreewald. Es handele sich um

die größte Einzelinvestition in der
Unternehmensgeschichte, sagte
Christian Müller, Co-Vorstands-
chef von Schwarz Digits, der Di-
gital-Sparte des Konzerns, am
Montag beim Spatenstich auf der
Baustelle. Zweieinhalb Milliarden
Euro gingen in den Bau, der Rest in
die IT-Infrastruktur. Staatliche För-
derung gebe es nicht.

Wasistgeplant?
Der erste Bauabschnitt des
Schwarz Digits Datacenter soll bis
Ende 2027 fertiggestellt werden.

Das Rechenzentrum wird nach
Angaben des Unternehmens im
Regelbetrieb mit Strom aus erneu-
erbaren Energien betrieben. Die
Anlage wurdemit einer Anschluss-
leistung von zunächst rund 200
Megawatt geplant und ist in zwei
Bauabschnitten modular erweiter-
bar.
Bis zu 100 000 KI-Spezialchips

(GPUs) können somit künftig im
Rechenzentrum in Lübbenau in-
stalliert werden. Zum Vergleich:
Das neue Rechenzentrum, das die
Deutsche Telekom undNvidia der-
zeit in München bauen, soll mit
10 000 GPUs laufen.
In dem Rechenzentrum in Lüb-

benau sollen die Spezialchips auch
fürdasTraining großerModellemit
KI-Inferenz eingesetztwerden.Das
sind Computermodelle, die darauf
trainiert wurden, viele Informatio-
nen zu verstehen und daraus sinn-
volle Vorhersagen oder Antwor-
ten zu machen. Die Abwärme der
Rechner soll in ein Fernwärmenetz
eingespeistwerden.

Wofür braucht es die Rechenpow-
er?
Digitalminister KarstenWildberger
(CDU) sagte, Deutschland brauche
Rechenpower, um in der ersten
Liga bei Künstlicher Intelligenz
mitzuspielen. „Nur mit leistungs-
fähigen Rechenzentren können
wir KI-Anwendungen im großen
Stile einsetzen und unsereWettbe-
werbsfähigkeit stärken.“

WasisteineCloud?
Die Schwarz-Gruppe verfolgt mit
seinen Rechenzentren eine ähnli-
cheStrategiewiederweltweit größ-
te Online-Händler Amazon. Mitte
der 2000er Jahre begann Amazon

damit,eigeneIT-Infrastrukturauch
externals Serviceanzubieten.Heu-
te sind die Amazon Web Services
(AWS) weltweit führend imBereich
Cloud-Infrastruktur – noch vorMi-
crosoft Azure undGoogleCloud.
Cloud bedeutet, dass Speicher-

platz, Datenbanken und verschie-
denste Rechenleistungen aus
vielen vernetzten Rechenzentren
über das Internet angeboten wer-
den. Cloud-Anwender müssen
sich dabei nicht selbst um die
Wartung der Hard- und Software
kümmern.

WofürbrauchtdieSchwarz-Gruppe
einRechenzentrum?
Als Muttergesellschaft von Kauf-
landundLidl istdieSchwarz-Grup-
pe selbst ein großer IT-Anwender.
Die beiden Supermarktketten ha-
ben in den vergangenen Jahren ihr
Filialnetz stetig ausgebaut. Insge-
samtbetreiben sie nun rund14 200
Geschäfte in32Ländern.DieGrup-
pe beschäftigt inzwischen rund
595 000 Mitarbeiter.
Im neuen Rechenzentrum sollen
aber nicht nur eigene Daten er-
arbeitet werden – also Daten aus

Liefer- und Bestellprozessen, Be-
zahlvorgängen und Kundenbin-
dungsprogrammen. Vielmehr sol-
len Speicher und Rechenleistung
auch externen Kunden angeboten
werden.

WiestehtDeutschland imVergleich
da?
Der Allianz zur Stärkung digi-
taler Infrastrukturen zufolge ist
Deutschlandder führendeRechen-
zentrumsstandort in ganz Europa.
Demnach verfügen die deutschen
Rechenzentren derzeit über eine

Gesamtleistung von rund 2,4 Giga-
watt. Im internationalen Vergleich
bleibe die Bundesrepublik aber
deutlich hinter USA und China
zurück. Demnach kommt die USA
auf etwa 40 Gigawatt Rechenzent-
rumsleistung.
Die zentrale Lage in Europa,

die Nähe zum Internetknoten in
Frankfurt und die stabilen Netze
mit geringer Ausfallgefahr mach-
ten Deutschland attraktiv. Ein Mi-
nus sind laut der Allianz die hohen
Stromkosten und die lang dauern-
denGenehmigungsverfahren.
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EZB-Vize warnt vor KI-Schock
und Börsenkorrektur
FRANKFURT(dpa)EZB-Vizepräsident
LuisdeGuindoswarntvorderGefahr
einer Börsenkorrektur, die von hoch
bewerteten US-Tech-Aktien und
demHypeumKünstlicheIntelligenz
ausgehenkönnte.DieFinanzmärkte
seien weiter anfällig für starke und
korrelierte AnpassungenderVermö-
genspreise, sagte deGuindos auf der
„Euro FinanceWeek“ in Frankfurt.
Die aufgekommene optimistische

Stimmung seit der Erholungder glo-
balenAktienmärktevon ihrenTiefst-
ständen imApril habediehohenBe-
wertungen an den Finanzmärkten
noch steigen lassen.
„GleichzeitighatdieMarktkonzen-

trationunddieVernetzungzwischen
einer Handvoll großer US-amerika-
nischer Technologieunternehmen
weiter zugenommen, wodurch die

Märkte Risiken ausgesetzt sind, die
sichauspotenziellenSchocks für ihre
KI-bezogenen Geschäftsmodelle er-
geben.“EsgebeRaumfür„plötzliche
Stimmungsumschwünge“, sagte de
Guindos.
An den Finanzmärkten sind die

Sorgen wegen der hohen Bewertun-
gen beiUS-Techkonzernen gewach-
sen. Beobachter fürchten, dass der
HypeumKIzueinerBlasegeführthat,
die bald platzen und große Verluste
an den Aktienmärkten verursachen
könnte. Zuletzt stieg die Nervosität,
da Investorensich fragen,obsichdie
gewaltigen Investitionen vieler Kon-
zerne inKI später auszahlenunddie
aktuellen Kursniveaus rechtfertigen.

Ifo-Geschäftsklima
imWohnungsbau
trübt sich leicht ein
MÜNCHEN (dpa) Die Stimmung im
Wohnungsbau hat sich im Oktober
wieder leicht eingetrübt. Der Ge-
schäftsklimaindex fiel nach einem
kräftigen Anstieg im September
von minus 22 auf minus 23 Punk-
te, wie das Ifo-Institut am Montag
mitteilte. Die Unternehmen waren
mit den laufendenGeschäftenetwas
weniger zufrieden. Zudem waren
ihre Erwartungen mit Blick auf die
kommenden Monate skeptischer.
Allerdings berichteten weniger Fir-
men von einer zu geringen Auslas-
tung: Der Anteil sank von 46,7 auf
44,4 Prozent – der niedrigste Wert
seit rund zwei Jahren, so das Ifo-
Institut.Die Stornierungsquote ging
nur leicht von 8,4 auf 8 Prozent zu-
rück und verharrt damit auf hohem
Niveau, wie es hieß.

Wirtschaftsministerin hat amGolf Gas und Staatsfonds imBlick
VONANDREASHOENIG

ABUDHABI (dpa)Esgehtumeineen-
gerePartnerschaft, Investitionenund
Erdgas:Bundeswirtschaftsministerin
Katherina Reiche ist mit einer Wirt-
schaftsdelegation unterwegs in der
Golfregion.DieCDU-Politikerin führt
bisMittwochpolitischeGespräche in
denVereinigtenArabischenEmiraten
und Katar. „Mit der Reise vertiefen
wir unsere Zusammenarbeit und er-
schließenneueChancenfürdieWirt-
schaft beider Seiten“, sagte Reiche.
„In einer Welt mit zunehmenden

geopolitischen Spannungen muss
Deutschland seine strategischen
Partnerschaften aktiv gestalten“,
sagte die Ministerin vor dem Abflug
inBerlin.DieVereinigtenArabischen
Emirate und Katar seien wichtige
Partner im Mittleren Osten. Es soll-
ten Partnerschaften bei Technologie
undRohstoffenvertieftwerden,sagte
dieMinisterin.
Beide Länder zählen lautMiniste-

rium zu zentralen wirtschaftlichen

AkteureninderRegionundwichtigen
strategischen Handelspartnern für
Deutschland.„Wir senden ein klares
Signal: Deutschland setztwieder auf
wirtschaftliche Vernunft, Reformen
und Investitionsfreundlichkeit“, so
Reiche. In der Golfregion dürfte es
aber auch um eine politische Di-

mension gehen. Katar nimmt eine
wichtige Vermittlerrolle im Konflikt
zwischen Israel und der islamisti-
schen Hamas ein. Katar stand vor
demHintergrund der Fußball-Welt-
meisterschaft 2022 aber auchwegen
Menschenrechtsverletzungen in der
Kritik.

In Katar dürfte es auch um eine
Drohung des Landes gehen, wegen
derEU-LieferkettenrichtlinieFlüssig-
gas-Exporte nach Europa einzufrie-
ren oder ganz zu stoppen. Die ge-
plante Richtlinie soll Unternehmen
verpflichten,negativeAuswirkungen
auf Menschenrechte und Umwelt
entlang der gesamten Lieferkette
zu verhindern. Nach den ursprüng-
lichen Plänen sollten Unternehmen
einen Plan erarbeiten und umset-
zen, wie sie dazu beitragen wollen,
Klimaschutzziele nach dem Pariser
Klimaabkommen zu erreichen – bei
NichteinhaltungsolltenhoheStrafen
drohen.AllerdingshatdasEU-Parla-
menteineAbschwächungdesLiefer-
kettengesetzes freigemacht; es soll
keine Pflicht mehr bestehen, Klima-
pläne auszuarbeiten.DasParlament
nimmtnunfinaleVerhandlungenmit
den EU-Staaten über das Vorhaben
auf.
Nach Angaben desVerbands Gas-

undWasserstoffwirtschaft lagderAn-
teil der LNG-Lieferungen in die EU

aus Katar im ersten Halbjahr dieses
Jahres bei etwa zehn Prozent. Unter
Verweis auf Schätzungen der Inter-
nationalen Energieagentur hieß es
weiter, dass bis 2030 neue Verflüssi-
gungskapazitätenfastausschließlich
in denUSA und in Katar entstehen.
Dazu kommt: Ab 2027 soll kein

russisches Flüssigerdgasmehr indie
EU kommen. Zu Beginn des russi-
schen Angriffskriegs auf die Ukraine
im Februar 2022 war Deutschland
noch abhängig von russischem Gas
undsuchtehänderingendnachAlter-
nativen. ImMärz 2022 reisteReiches
AmtsvorgängerRobertHabeck(Grü-
ne) nach Katar und vereinbarte eine
langfristige Energiepartnerschaft.
Mit an Bord bei Reiches Reise ist

der frühere Commerzbank-Chef
MartinBlessing, der persönlicheBe-
auftragte von Bundeskanzler Fried-
rich Merz (CDU) für Investitionen.
Das Ziel der Bundesregierung: In
Deutschland soll wieder stärker in-
vestiertwerden. IndenEmiratenund
Katar gibt es starke Staatsfonds, die

schon in Deutschland investiert ha-
ben–BlessingundReichedürftendas
Signal setzen: Weitere Investitionen
sind willkommen. Beispiel Energie:
Der Ausbau der Stromnetze ist sehr
teuer. Die Koalitionsspitzen haben
einen Deutschlandfonds angekün-
digt–alseinFeldwird ineinemPapier
aucheinneuerEnergieinfrastruktur-
fonds genannt. Es sollten„attraktive
Finanzierungs- und Beteiligungs-
möglichkeiten“ geschaffen werden,
um dringend notwendige Investiti-
onen in Energienetze und den Aus-
bau der erneuerbaren Energien zu
ermöglichen.
In den Emiraten dürfte es auch

um die geplante milliardenschwere
Übernahme des Chemiekonzerns
CovestrodurchdenÖlkonzernAdnoc
ausdenVereinigtenArabischenEmi-
ratengehen.DieEUhatderTransak-
tionunterAuflagenzugestimmt.Die
Entscheidung der Bundesregierung
stehtnochaus.DasWirtschaftsminis-
terium prüft ebenfalls. Auch Reiche
könnte grünes Licht geben.

Deutschland will seine strategischen Beziehungen zu den Vereinigten Arabischen Emiraten und Katar ausbauen. Doch ungelöste Konflikte sorgen für Druck.

Wirtschaftsministerin Katherina Reiche (CDU) amMontagmit dem Industrie-
minister der Vereinigten Arabischen Emirate, Sultan Ahmed Al Jaber. FOTO: IMAGO

Schwarz-Gruppe baut riesiges Rechenzentrum
UmKI-Modelle zu entwi-
ckeln, investiert die
Schwarz-Gruppe elf Milliar-
den Euro im Spreewald.
Neben den Tochterfirmen
Lidl und Kaufland sollen
auch externe Kunden das
Rechenzentrum nutzen.

Auf einem ehemaligen Kraftwerksgelände in Brandenburg soll eines der größten Rechenzentren in Deutschland entstehen. FOTO: FRANK HAMMERSCHMIDT/DPA

Karsten
Wildberger
(CDU), Bundes-
minister für
Digitalisierung
und Staatsmo-
dernisierung
FOTO: KAPPELER/DPA

Vor Ländertarifrunde fordern
Gewerkschaften siebenProzentmehr
BERLIN (afp) SiebenProzent,monat-
lich jedoch mindestens 300 Euro
mehrGeld forderndieGewerkschaf-
ten des öffentlichen Diensts in der
bevorstehenden Tarifrunde für die
Bundesländer außer Hessen. Die
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi
und der Deutsche Beamtenbund
verwiesen amMontag in Berlin auf
600 000 unbesetzte Stellen im öf-
fentlichenDienst.DieBundesländer
müssten als Arbeitgeber attraktiv
bleiben, erklärten sie.
Die Leistungender Beschäftigten

müssten besser honoriert werden,
forderte Verdi-Bundeschef Frank
Werneke. Die Bundesländer stün-
den finanziell besser da als Bund
und Kommunen. Die öffentlichen
Verwaltungen befänden sich am

Arbeitsmarkt im Wettbewerb. Wer
Deutschland wieder fit für die Zu-
kunft machen wolle, brauche dazu
den öffentlichen Dienst, betonte
der Bundesvorsitzende des Beam-
tenbunds, Volker Geyer. Zahlreiche
Preise würden weiter steigen, des-
halb müssten auch die Löhne an-
ziehen.
Bundesländer und Gewerkschaf-

ten stehen für die 1,2 Millionen an-
gestellten Beschäftigten vor einer
schwierigen Tarifrunde. Im April
konnten sichbeideGewerkschaften
mitBundundKommunenerst nach
einer Schlichtungauf einenTarifver-
trag über insgesamt 5,8 Prozent in
mehreren Stufen bis 2027 einigen.
Inder Ländertarifrundegibt es keine
Schlichtungsvereinbarung, was Er-

zwingungsstreikswahrscheinlicher
macht. DieTarifverhandlungenmit
den Arbeitgebern der Länder star-
ten am 3. Dezember in Berlin und
werdenam15. und16. Januar sowie

vom 11. bis zum 13. Februar 2026
in Potsdam fortgesetzt. Hessen ge-
hört nicht derTarifgemeinschaft der
Länder an und verhandelt seineTa-
rifabschlüsse separat.

Verdi-
Bundeschef
FrankWerneke
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